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Blickpunkt Berlin 
______________________________________________________________________________________ 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

viele Menschen hatten in den vergangenen Jahren das Gefühl, dass Probleme zwar beschrieben, aber nicht gelöst 

werden. Genau das ändern wir gerade. Unsere Koalition arbeitet an vielen entscheidenden Themen gleichzeitig,  

von der Reform der gesetzlichen Krankenversicherung über das neue Gebäudemodernisierungsgesetz bis zur 

Neuregelung der Vaterschaftsanerkennung. Hinzu kommen Gespräche mit den Sozialpartnern und der 

bevorstehende Europäische Rat. 

Jedes dieser Themen könnte für sich genommen eine ganze Sitzungswoche füllen. Doch wir leben in Zeiten, die 

entschlossenes Handeln verlangen. Unser Ziel ist klar: Wir wollen wieder für Aufschwung sorgen und Deutschland 

voranbringen. Denn Aufschwung bedeutet sichere Arbeitsplätze, steigende Löhne und die Gewissheit, dass sich 

Anstrengung wieder lohnt. Dafür brauchen wir Reformen, die Wachstum ermöglichen, ohne immer neue Schulden zu 

machen. Es braucht weniger rote Linien und mehr Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen. 

Auch im Bundestag wird diese Reformagenda sichtbar. Mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz schaffen wir das 

alte Heizungsgesetz ab und senken Bürokratiekosten um bis zu fünf Milliarden Euro. Viele Eigentümerinnen und 

Eigentümer wollten vor allem eines zurückgewinnen. Die Freiheit, selbst zu entscheiden, welche Lösung zu ihrem 

Haus und ihrer Lebenssituation passt. 

Mit Blick auf den Europäischen Rat hat Bundeskanzler Friedrich Merz in seiner Regierungserklärung deutlich 

gemacht, worauf es jetzt ankommt. Die Ukraine muss weiter nachhaltig unterstützt, Europas Verteidigungsfähigkeit 

gestärkt und die Wettbewerbsfähigkeit verbessert werden. Europa muss schneller und stärker werden. Und 

Deutschland muss seinen Beitrag dazu leisten. 

Über die wichtigsten Themen der Sitzungswoche möchte ich Ihnen in diesem Newsletter einen kleinen Überblick 

geben. Wie immer freue ich mich über Ihre Ideen, Anregungen und Rückmeldungen. 

Ein schönes Wochenende wünscht Ihnen und Euch   

Ihre 
 

Dr. Hülya Düber 
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Psychotherapie und Eingliederungshilfe im Petitionsausschuss 

Beim ersten Termin nach den Pfingstferien hat sich der Petitionsausschuss des Deutschen 

Bundestages unter meiner Leitung in einer zweistündigen öffentlichen Sitzung mit zwei besonders 

wichtigen Anliegen befasst. Im Mittelpunkt standen die ambulante psychotherapeutische Versorgung 

sowie die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung. 

Die erste Petition beschäftigte sich mit der Honorierung ambulanter psychotherapeutischer 

Leistungen. Mehr als 140.000 Unterstützerinnen und Unterstützer hatten die Eingabe mitgezeichnet. 

In der Sitzung wurde deutlich, wie angespannt die Versorgungslage vielerorts bereits heute ist. Lange 

Wartezeiten, die schwierige Suche nach einem Therapieplatz und die Sorge vor einer weiteren 

Verschlechterung der Versorgung prägen die Erfahrungen vieler Betroffener.  

Eine verlässliche ambulante psychotherapeutische Versorgung ist für viele Menschen von 

existenzieller Bedeutung. Gerade Kinder, Jugendliche und Menschen in seelischen Krisen brauchen 

niedrigschwellige und erreichbare Hilfe. Zugleich wurde über die Frage diskutiert, wie Vergütung, 

Bedarfsplanung und Versorgungssicherheit im Rahmen der Selbstverwaltung weiterentwickelt 

werden können. 

In der zweiten Stunde ging es um die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung. Diese 

Petition wurde mehr als 181.000-mal mitgezeichnet. Viele Menschen mit Behinderung, ihre Familien 

und Unterstützerinnen und Unterstützer sorgen sich, dass angesichts angespannter kommunaler 

Haushalte Leistungen eingeschränkt werden könnten. 

Die Parlamentarische Staatssekretärin Kerstin Griese machte in der Sitzung deutlich, dass der 

laufende Dialogprozess Eingliederungshilfe nicht auf Leistungskürzungen zielt. Vielmehr gehe es 

darum, Bürokratie abzubauen, Verfahren zu vereinfachen und Abläufe wirksamer zu gestalten. Auch 

die Petentin betonte, dass Reformen sinnvoll und notwendig sein können, sie aber nicht bei den 

Rechten und der Unterstützung für Menschen mit Behinderung ansetzen dürfen. Für Menschen mit 

Behinderung ist Eingliederungshilfe keine beliebige Sozialleistung. Sie ermöglicht Teilhabe im Alltag, 

Unterstützung beim Wohnen, in der Schule, bei der Arbeit, in der Freizeit und in der Kommunikation. 

Deshalb war die öffentliche Beratung ein wichtiges Signal. Kommunalfinanzen dürfen nicht auf dem 

Rücken von Menschen mit Behinderung saniert werden. 

Die Sitzung hat einmal mehr gezeigt, welche Bedeutung öffentliche Petitionen haben. Sie bringen 

Anliegen mit großer gesellschaftlicher Relevanz direkt in den Bundestag, schaffen Öffentlichkeit und 

ermöglichen den unmittelbaren Austausch zwischen Petentinnen, Petenten, Parlament und 

Bundesregierung. Die vollständige Sitzung können Sie hier aufrufen: 

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a02_Petitionsausschuss/sitzungen/1182700-1182700  

 

 

  

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a02_Petitionsausschuss/sitzungen/1182700-1182700
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Jahresbericht des Petitionsausschusses an Bundestagspräsidentin Julia Klöckner übergeben 

In dieser Woche durfte ich gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen aus dem Petitionsausschuss den 

Tätigkeitsbericht für das Jahr 2025 an Bundestagspräsidentin Julia Klöckner übergeben. 

Der Bericht zeigt, wie wichtig das Petitionsrecht für unsere Demokratie ist. Im vergangenen Jahr sind 

12.399 Petitionen beim Deutschen Bundestag eingegangen. Das sind 3.139 Petitionen mehr als im 

Vorjahr und damit ein Anstieg um 34 Prozent. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinter jeder Petition steht ein Mensch mit einem konkreten Anliegen. Manchmal geht es um große 

politische Fragen, manchmal um persönliche Schwierigkeiten mit Behörden oder um Probleme im 

Alltag. Genau deshalb ist die Arbeit des Petitionsausschusses so wichtig. Er ist eine direkte Brücke 

zwischen Bürgerinnen und Bürgern und dem Parlament. 

Besonders erfreulich ist auch, dass das Petitionsportal des Deutschen Bundestages weiterhin stark 

genutzt wird. Es ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern, Petitionen online einzureichen, zu diskutieren 

und zu unterstützen. Damit ist es ein wichtiges Instrument moderner parlamentarischer Beteiligung.  

Die Übergabe des Jahresberichts an die 

Bundestagspräsidentin war ein guter Anlass, die 

Arbeit des Ausschusses sichtbar zu machen und die 

Anliegen der Petentinnen und Petenten in den 

Mittelpunkt zu stellen. Denn Petitionen sind gelebte 

Demokratie. Sie zeigen, wo Menschen 

Verbesserungsbedarf sehen, und geben dem 

Parlament wichtige Hinweise für seine Arbeit. 

 

 

 

 

 

Foto-© DBT / Xander Heinl 
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Jahresbericht des Petitionsausschusses in der Bundespressekonferenz vorgestellt 

Der Jahresbericht des Petitionsausschusses wird traditionell exklusiv in der Bundespressekonferenz 

vorgestellt. In diesem Jahr durfte ich ihn erstmals in meiner Funktion als amtierende Vorsitzende 

präsentieren. Das war für mich eine besondere Ehre. 

Gemeinsam mit den Obleuten der Fraktionen habe ich die zentralen Entwicklungen des Jahres 2025 

eingeordnet. Im Mittelpunkt standen die deutlich gestiegenen Petitionszahlen. Im Jahr 2025 gingen 

12.399 Petitionen beim Deutschen Bundestag ein. Das sind 3.139 Eingaben mehr als im Vorjahr und 

entspricht einem Anstieg um 34 Prozent. 

Im Anschluss an die Vorstellung beantworteten wir die Fragen der anwesenden Journalistinnen und 

Journalisten. Dabei ging es unter anderem um die Entwicklung der Eingaben, die Bedeutung des 

Petitionsportals und die Themen, die die Menschen besonders bewegen. 

Die Bundespressekonferenz ist ein wichtiger Ort, um die Arbeit des Petitionsausschusses sichtbar zu 

machen. Sie schafft Öffentlichkeit für die Anliegen der Petentinnen und Petenten und zeigt, wie 

vielfältig die Themen sind, mit denen sich Bürgerinnen und Bürger an den Deutschen Bundestag 

wenden. 

Der Jahresbericht ist dabei mehr als eine Sammlung von Zahlen. Er macht deutlich, wo Menschen 

Handlungsbedarf sehen, welche Erfahrungen sie mit staatlichem Handeln machen und wie wichtig 

das Petitionsrecht für unsere parlamentarische Demokratie ist.  

Die vollständige Vorstellung im Haus der Bundespressekonferenz finden Sie hier: 

https://www.ardmediathek.de/video/phoenix-vor-ort/der-petitionsausschuss-ist-gelebte-

buergerpartizipation/phoenix/Y3JpZDovL3Bob2VuaXguZGUvNTIwOTAzNA  

 

 

  

https://www.ardmediathek.de/video/phoenix-vor-ort/der-petitionsausschuss-ist-gelebte-buergerpartizipation/phoenix/Y3JpZDovL3Bob2VuaXguZGUvNTIwOTAzNA
https://www.ardmediathek.de/video/phoenix-vor-ort/der-petitionsausschuss-ist-gelebte-buergerpartizipation/phoenix/Y3JpZDovL3Bob2VuaXguZGUvNTIwOTAzNA
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Petitionen wirken 

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche den Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses für das 

Jahr 2025 beraten. Als amtierende Vorsitzende des Ausschusses durfte ich den Bericht mit einer 10-

minütigen Rede im Plenum einbringen und deutlich machen, welche Bedeutung das Petitionsrecht 

für unsere parlamentarische Demokratie hat. 

Im Jahr 2025 sind 12.399 Petitionen beim Deutschen Bundestag eingegangen. Das entspricht einem 

Anstieg um 34 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Dieser deutliche Zuwachs zeigt, dass viele 

Bürgerinnen und Bürger den Bundestag weiterhin als Ansprechpartner sehen, wenn sie Kritik äußern, 

Entscheidungen hinterfragen oder konkrete Verbesserungen anregen möchten. 

Petitionen sind ein unmittelbarer Zugang zum Parlament. Sie geben Menschen die Möglichkeit, ihre 

Anliegen direkt an den Deutschen Bundestag heranzutragen. Dabei geht es nicht nur um politische 

Grundsatzfragen. Ein großer Teil der Eingaben betrifft ganz persönliche Anliegen. Rund 69 Prozent der 

Petitionen hatten im Jahr 2025 einen individuellen Hintergrund. 

Gerade hier zeigt sich die besondere Stärke des Petitionsausschusses. Er kann nachfragen, prüfen, 

vermitteln und Missstände sichtbar machen. Nicht jede Petition führt unmittelbar zu einer 

Gesetzesänderung. Aber jede Petition wird sorgfältig geprüft und kann dazu beitragen, politische 

Entscheidungen besser zu machen. 

In der Debatte wurde deutlich, dass der Petitionsausschuss eine besondere Rolle im 

parlamentarischen Alltag einnimmt. Oft treten Parteigrenzen in den Hintergrund, wenn es darum 

geht, konkrete Lösungen für Bürgerinnen und Bürger zu finden. Der Ausschuss ist damit Seismograf 

für die Stimmung im Land und zugleich eine wichtige Verbindung zwischen Bevölkerung und 

Parlament. Petitionen wirken. Sie geben den Bürgerinnen und Bürgern eine Stimme und zeigen dem 

Bundestag, wo Handlungsbedarf besteht. 

Die vollständige Rede finden Sie hier: https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7653972  

 

 

  

https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7653972
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Deutschlands Stärke ist Europas Stärke 

Vor dem bevorstehenden EU-Gipfel hat Bundeskanzler Friedrich Merz im Deutschen Bundestag in 

dieser Woche eine Regierungserklärung abgegeben. Im Mittelpunkt standen die großen 

Herausforderungen für Deutschland und Europa in einer Zeit globaler Umbrüche. CDU/CSU-

Fraktionschef Jens Spahn brachte es auf den Punkt. Europa kann nur stark sein, wenn Deutschland 

militärisch, wirtschaftlich und politisch stark ist. 

Dafür braucht es umfassende Strukturreformen. Die sozialen Sicherungssysteme müssen tragfähig 

bleiben, der Haushalt muss verantwortungsvoll geführt werden und unser Steuersystem muss wieder 

mehr Dynamik ermöglichen. Alexander Hoffmann, Vorsitzender der CSU im Bundestag, sprach von 

der notwendigen Kernmodernisierung unseres Landes. Denn klar ist auch, dass Nichtstun keine 

Option ist. 

Ein starkes Deutschland ist Voraussetzung für ein handlungsfähiges Europa. Dazu gehören weniger 

Bürokratie, mehr Raum für Innovationen, neue Handelsabkommen und ein maßvoller Umgang mit 

öffentlichen Mitteln – auch auf europäischer Ebene. Nur wenn Wachstum wieder möglich wird, 

bleiben auch unsere Sozialsysteme verlässlich finanzierbar. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Debatte war die Unterstützung der Ukraine. Bundeskanzler Merz 

betonte, dass die Ukraine zu Europa gehört. Die Union steht weiter fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer, die ihr Land gegen den russischen Angriffskrieg verteidigen. Frieden 

entsteht nicht durch Nachgiebigkeit gegenüber Putin, sondern durch Stärke, Geschlossenheit und 

Entschlossenheit. 

Deutlich wurde in der Debatte auch der klare Gegensatz zur AfD, deren Vertreter zuletzt erneut die 

Nähe zum russischen Regime gesucht haben. Wer sich in St. Petersburg auf die Bühne des Kreml 

stellen lässt, stellt sich nicht auf die Seite deutscher Interessen. Die Union dagegen setzt auf 

Verantwortung, Verlässlichkeit und Kompromisse in der politischen Mitte. Ziel ist ein neuer 

Aufschwung, von dem am Ende alle profitieren. 

 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

Wir schaffen das alte Heizungsgesetz ab 

Mit dem neuen Gebäudemodernisierungsgesetz haben wir die Abschaffung des alten 

Heizungsgesetzes auf den Weg gebracht. Ziel ist ein Gesetz, das technologieoffener, flexibler und 

praxistauglicher ist. Die kleinteiligen und bürokratischen Vorgaben des Gebäudeenergiegesetzes 

sollen gestrichen werden. Die pauschale Vorgabe von mindestens 65 Prozent erneuerbaren Energien 

bei der Wärmeversorgung soll entfallen. 

Damit bekommen Eigentümerinnen und Eigentümer beim Heizungstausch wieder mehr 

Entscheidungsfreiheit. Künftig sollen neben Wärmepumpen, Fernwärme, hybriden Heizungs-

modellen und Biomasseheizungen auch Gas- und Ölheizungen weiterhin möglich bleiben. Zugleich 

behalten wir die Klimaschutzziele im Blick. Gas- und Ölheizungen sollen ab 2029 schrittweise einen 

steigenden Anteil kohlendioxidneutraler Brennstoffe nutzen. Außerdem sollen Mieterinnen und 
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Mieter vor überhöhten Nebenkosten geschützt werden, wenn eine unwirtschaftliche Heizung 

eingebaut wird. 

 

Klare Verhältnisse bei Scheinvaterschaften 

Mit dem Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft 

schließen wir eine seit Jahren bekannte Lücke im Aufenthaltsrecht. Missbräuchliche 

Vaterschaftsanerkennungen können dazu genutzt werden, einem Kind die deutsche 

Staatsangehörigkeit zu verschaffen und darüber ein Aufenthaltsrecht für die Mutter zu erreichen. 

Künftig gilt: Wenn konkrete Anhaltspunkte für Missbrauch vorliegen, wird die vorherige Zustimmung 

der Ausländerbehörde zwingend erforderlich. Liegt diese Zustimmung nicht vor, kann das Standesamt 

die Eintragung zurückweisen. So können Scheinvaterschaften, die allein der Erlangung 

aufenthaltsrechtlicher Vorteile dienen, wirksamer erkannt und verhindert werden. Gleichzeitig bleibt 

klar: Berechtigte familiäre Bindungen werden nicht beeinträchtigt. Es geht nicht um echte Familien, 

sondern um die Verhinderung von gezieltem Missbrauch. 

 

Bürokratie abbauen, Berichtspflichten streichen 

Auch beim Bürokratierückbau sind wir weiter vorangekommen. Mit Änderungen in der 

Gewerbeordnung, im Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz und weiteren Rechtsvorschriften 

werden Berichtspflichten abgeschafft oder angepasst. Ziel ist es, unnötige Vorgaben zu streichen und 

Verfahren einfacher zu machen. 

Entfallen sollen unter anderem die Weiterbildungspflicht für Immobilienmakler sowie das nationale 

Heizungslabel durch den Bezirksschornsteinfeger. Das spart Aufwand, reduziert unnötige Bürokratie 

und entlastet Betriebe sowie Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig schaffen wir im Investitionsgesetz 

Kohleregionen mehr Flexibilität bei der Mittelverwendung. Damit können die vom Kohleausstieg 

betroffenen Regionen weiterhin verlässlich unterstützt werden, zugleich aber passgenauer und 

praxistauglicher über den Einsatz der Mittel entscheiden. 

 

Versorgungssicherheit beim Strom stärken 

Mit dem Gesetz zur Sicherung der Versorgungssicherheit Strom haben wir den Rahmen für neue 

gesicherte Kapazitäten beraten. Damit soll sichergestellt werden, dass ab Anfang der 2030er Jahre 

keine Versorgungslücken entstehen, wenn Wind und Sonne nicht ausreichend Strom liefern. 

Versorgungssicherheit ist eine Grundvoraussetzung für bezahlbare Energie, industrielle 

Wertschöpfung und Vertrauen in die Energiewende. 

Dafür sollen unter anderem Gaskraftwerke und Speicher ausgeschrieben werden. Die erste 

Ausschreibungsrunde soll noch in diesem Sommer starten. Ab 2032 ist ein vollständiger 

Kapazitätsmarkt vorgesehen. Damit schaffen wir mehr Verlässlichkeit für die Energieversorgung und 

für den Wirtschaftsstandort Deutschland. 
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Stromnetze schneller und kosteneffizienter ausbauen 

Parallel dazu haben wir Änderungen am Bundesbedarfsplangesetz beraten, um den Stromnetzausbau 

voranzutreiben. Ziel ist ein Netzausbau, der kosteneffizient, bedarfsgerecht und schneller umgesetzt 

wird. Denn eine sichere Stromversorgung braucht nicht nur Erzeugungskapazitäten, sondern auch 

leistungsfähige Netze. 

Der Gesetzentwurf umfasst zahlreiche neue Maßnahmen, darunter Drehstromleitungen, 

Interkonnektoren, eine Offshore-Anbindungsleitung sowie Gleichstromleitungen. Letztere sollen aus 

Kostengründen entsprechend den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag als Freileitungen realisiert 

werden. Damit setzen wir wichtige Impulse für Planung, Genehmigung und Umsetzung neuer 

Netzinfrastruktur. 

 

Innovation durch verlässliche Regeln für Künstliche Intelligenz 

Mit dem KI-Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetz setzen wir den europäischen AI 

Act um. Ziel ist es, klare Aufsichtsstrukturen und Rechtssicherheit für KI-Anwendungen zu schaffen, 

ohne Innovationspotenzial und Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden. Künstliche Intelligenz bietet 

große Chancen für Wirtschaft, Verwaltung, Wissenschaft und Alltag. Diese Chancen wollen wir nutzen 

und zugleich klare Regeln schaffen. 

Bei der Bundesnetzagentur wird dafür ein Koordinierungs- und Kompetenzzentrum eingerichtet. 

Dort soll Fachwissen gebündelt und eine einheitliche Rechtsauslegung unterstützt werden. Besonders 

wichtig ist: Bei diesem Gesetzgebungsverfahren wurden erstmals Praxis-Checks mit Unternehmen 

durchgeführt, damit die Umsetzung möglichst praxistauglich gelingt. Innovation braucht 

Verlässlichkeit, aber keine unnötige Überregulierung. 

 

Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung stabil halten 

Mit der ersten Lesung des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes haben wir den Reformprozess in 

der gesetzlichen Krankenversicherung begonnen. Ziel ist es, die Beitragssätze ab 2027 dauerhaft zu 

stabilisieren und die Ausgabendynamik zu begrenzen. Denn steigende Beiträge belasten 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ebenso wie Arbeitgeber und schwächen damit auch die 

Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 

Dafür braucht es einen effizienten und zielgerichteten Einsatz der Beitragsmittel. Im Mittelpunkt 

steht die Rückkehr zu einer einnahmeorientierten Ausgabenpolitik. Vergütungsanstiege sollen 

künftig stärker an der tatsächlichen Kostenentwicklung beziehungsweise an der Entwicklung der 

beitragspflichtigen Einnahmen ausgerichtet werden. Kostenintensive Sonderregelungen und 

Leistungen, die nicht nachweislich zu einer besseren Versorgung beitragen, sollen überprüft werden. 

Die Gesundheitsversorgung muss auch in den kommenden Jahren verlässlich finanziert bleiben. 
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Klare Kante gegen die Russland-Anbiederung der AfD 

In einer Aktuellen Stunde im Deutschen Bundestag hat die CDU/CSU-Fraktion die Russland-Nähe der 

AfD scharf kritisiert. Anlass waren Reisen von AfD-Politikern zum Wirtschaftsforum nach St. 

Petersburg. Aus Sicht der Union ist klar, dass eine solche Anbiederung an das Regime von Wladimir 

Putin weder etwas mit Diplomatie noch mit deutschen Interessen zu tun hat. 

Mehrere Rednerinnen und Redner der Unionsfraktion machten deutlich, dass die AfD mit ihrem 

Verhalten die Sicherheitsinteressen Deutschlands und Europas gefährdet. Wer Putins Angriffskrieg 

relativiert, russische Kriegsverbrechen verharmlost oder einen Stopp der Unterstützung für die 

Ukraine fordert, stellt sich nicht auf die Seite von Freiheit, Frieden und Völkerrecht. 

Besonders deutlich wurde auch die Kritik an der wirtschaftspolitischen Verharmlosung Russlands. 

Deutschland kann und darf seinen Wohlstand nicht auf billige Energie aus Russland gründen, 

während Putin mit Einnahmen aus Handel und Rohstoffen seine Kriegskasse füllt. Wohlstand, Handel 

und Sicherheit brauchen eine verlässliche Grundlage. Diese Grundlage ist das Völkerrecht. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat in der Debatte erneut bekräftigt, dass Deutschland fest an der Seite der 

Ukraine steht. Die Ukrainerinnen und Ukrainer verteidigen nicht nur ihr eigenes Land, sondern auch 

die Freiheit und Sicherheit Europas. Gerade deshalb braucht es in dieser Frage Klarheit, 

Geschlossenheit und Haltung. 

 

Gemeinsam für Wachstum und Beschäftigung 

Deutschland steht vor großen wirtschaftlichen Herausforderungen. Technologischer Wandel, 

demografische Veränderungen, hohe Kosten und internationale Krisen setzen unseren 

Wirtschaftsstandort unter Druck. Umso wichtiger ist es, dass Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften 

gemeinsam über notwendige Reformschritte sprechen. 

Am 10. Juni 2026 kamen Vertreterinnen und Vertreter der Regierungsparteien, der 

Wirtschaftsverbände und der Gewerkschaften im Bundeskanzleramt zusammen. Im Mittelpunkt 

standen vier zentrale Themen: die Lage am Arbeitsmarkt, die Stabilität der Sozialversicherungen, der 

Abbau von Bürokratie und die Steuerpolitik. 

Deutlich wurde dabei, dass Wachstum, Beschäftigung und soziale Sicherheit zusammen gedacht 

werden müssen. Wenn Arbeit immer teurer wird, Unternehmen unter hohen Kosten leiden und 

Verfahren zu kompliziert bleiben, gefährdet das Arbeitsplätze und bremst neue Wertschöpfung. 

Deshalb braucht es entschlossene Schritte, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken. 

Dazu gehören weniger Bürokratie, verlässliche Sozialversicherungen, niedrigere Energiekosten und 

steuerliche Entlastungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Zugleich ist es wichtig, die 

Sozialpartner in diesen Reformprozess einzubeziehen. Arbeitgeber und Gewerkschaften tragen 

Verantwortung dafür, dass Veränderungen gelingen und Beschäftigung gesichert wird. 

Die Bereitschaft von Wirtschaft und Gewerkschaften, den Reformprozess konstruktiv zu begleiten, ist 

ein wichtiges Signal. Weitere Gespräche wurden vereinbart. Denn klar ist: Deutschland kann wieder 

stärker werden, wenn alle Beteiligten Verantwortung übernehmen und gemeinsam an Lösungen 

arbeiten. 
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Mehr Tempo beim Netzausbau 

Leistungsfähige digitale Netze sind eine zentrale Voraussetzung für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 

und einen modernen Alltag. Ob Unternehmen, Verwaltung, Schulen, Arztpraxen oder private 

Haushalte – überall braucht es schnelle, stabile und verlässliche Verbindungen. Deshalb hat das 

Bundeskabinett den Entwurf für das TKG-Änderungsgesetz 2026 beschlossen. 

Ziel ist es, den Ausbau von Telekommunikationsnetzen zu beschleunigen, Verfahren zu vereinfachen 

und bessere Rahmenbedingungen für Glasfaser- und Mobilfunknetze zu schaffen. Der Anspruch ist 

klar: leistungsfähige digitale Infrastruktur überall verfügbar machen – in der Fläche, in den 

Unternehmen und bis in die Gebäude hinein. 

Ein wichtiger Punkt ist der Ausbau von Glasfaser bis ins Gebäude. Schnelles Internet darf nicht am 

Bordstein enden. Künftig sollen technische Mindeststandards und klarere Zugangsregeln dafür 

sorgen, dass moderne Anschlüsse auch tatsächlich in Häusern und Wohnungen ankommen. 

Auch der Übergang vom alten Kupfernetz zu leistungsfähigen Glasfasernetzen soll geordnet gestaltet 

werden. Dafür braucht es faire Regeln, Transparenz und Wettbewerb. Bürgerinnen und Bürger sowie 

Unternehmen sollen von guten Angeboten profitieren können. 

Besonders wichtig sind schnellere Verfahren bei Wegerechten. Denn in der Praxis entscheidet sich 

dort oft, ob der Ausbau zügig vorankommt oder in langen Genehmigungsprozessen hängen bleibt. 

Deshalb sollen Verfahren vereinfacht, Fristen verkürzt und kleinere Maßnahmen leichter möglich 

werden. 

Ein verlässlicher Rechtsrahmen allein reicht aber nicht aus. Der Ausbau gelingt nur, wenn Bund, 

Länder, Kommunen und Telekommunikationsunternehmen gut zusammenarbeiten. Das 

Memorandum of Understanding „Bestes Netz für Deutschland“ soll mehr Tempo, bessere 

Koordination und messbare Fortschritte bringen. 

Digitale Infrastruktur entscheidet heute mit darüber, wie wettbewerbsfähig, modern und lebenswert 

unser Land bleibt. Wer Wachstum, moderne Verwaltung und gleichwertige Lebensverhältnisse will, 

braucht leistungsfähige Netze in Stadt und Land. 

 

 

MINT-Bildung stärken – Zukunftskompetenzen fördern 

Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik sind entscheidend für die Zukunfts-

fähigkeit unseres Landes. Ob Künstliche Intelligenz, Digitalisierung, Energie, Medizin oder Mobilität – 

überall brauchen wir Menschen, die Technologien verstehen, kritisch einordnen und verantwortungs-

voll gestalten können. Deshalb hat die Bundesregierung den neuen Aktionsplan MINT+ auf den Weg 

gebracht. 

Mit dem Aktionsplan erhält die MINT-Bildung in Deutschland einen gemeinsamen strategischen 

Rahmen. Ziel ist es, junge Menschen frühzeitig für MINT-Themen zu begeistern, Talente besser zu 

fördern und Zukunftskompetenzen stärker zu vermitteln. Dabei geht es nicht nur um Fachwissen, 

sondern auch um Kreativität, Problemlösung und die Fähigkeit, Ideen in konkrete Lösungen 

umzusetzen. 
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Deutschland hat im internationalen Vergleich viele Stärken. Kein anderes OECD-Land verzeichnet so 

viele MINT-Abschlüsse im tertiären Bereich. Gleichzeitig gehen die Kompetenzen vieler Schülerinnen 

und Schüler zurück und die Fachkräftelücke wächst. Genau hier setzt der Aktionsplan MINT+ an. 

Das Plus steht für einen erweiterten Blick auf MINT-Bildung. MINT soll stärker mit digitalen 

Kompetenzen, Künstlicher Intelligenz, kreativen Ansätzen und gesellschaftlichen Fragestellungen 

verbunden werden. Zugleich sollen neue Partnerschaften mit Wirtschaft, Wissenschaft, Kommunen, 

Ländern und Zivilgesellschaft entstehen. 

Geplant sind unter anderem MINTpro zur Unterstützung nachhaltiger Strukturen, regionale Lernorte 

MINT+, eine stärkere Wirkungsforschung, mehr Sichtbarkeit für MINT sowie MINT-Summercamps, 

die insbesondere Schülerinnen der Oberstufe praktische Erfahrungen an Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen ermöglichen sollen. 

Mit dem Aktionsplan MINT+ wird deutlich: Zukunftskompetenzen sind eine gemeinsame Aufgabe. 

Wer technologische Souveränität, wirtschaftliche Stärke und gesellschaftliche Teilhabe will, muss 

junge Menschen früh fördern, Talente sichtbar machen und Begeisterung für Forschung, Technik und 

Innovation wecken. 
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